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Dr. Pe/Jü
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Sehr geehrter Herr Fischer, 

ich komme zurück auf mein Schreiben vom 27.02.07. Zwischenzeitlich haben einige Mitglieder unserer Initiative mit großer Anteilnahme an Ihrem letzten Bürgergespräch teilgenommen. Dabei haben Sie Interesse daran bekundet, darauf hinzuwirken, dass die Kostenansätze der Deutschen Bahn für die konkreten ersten Lärmschutzwände, die uns im Allgemeinen überzogen erscheinen (Stichwort Ablöse 25 % und Sicherheitszuschläge 20 %), über die zuständigen Abteilungen der Stadt Hamburg geprüft werden.

Inzwischen liegen die konkreten Kosten für die ersten beiden Wände vor (Bullenredder/Kollaustraße). Die Bahn hat es jedoch leider sowohl gegenüber der Stadt Hamburg (immerhin der Vertragspartner - wenn man das einmal so sagen darf - der Zuwendungsbescheide) als auch gegenüber den Interessengemeinschaften abgelehnt, diese Kostenansätze vorzulegen oder öffentlich zugänglich zu machen. Wir arbeiten daher bei den Kosten nach wie vor im „luftleeren Raum“, sollen aber gleichwohl spätestens im September definitive Zahlungserklärungen abgeben. Das erscheint mir ein Widerspruch zu sein.

Bei den Interessengemeinschaften entsteht der Eindruck, dass der Hamburger Senat und insbesondere Herr Senator Gedaschko, der sich großartig für die Bürger einsetzt, im Rahmen der Verhandlungen sich an der harten Haltung der Deutschen Bahn „festgebissen“ hat. Die Preise von ursprünglich 700 € für den laufenden Meter liegen zwischenzeitlich unter Berücksichtigung der verschiedenen Aufschläge bei mehr als dem Dreifachen. Die Bürgeraktion hat aber begonnen auf der Basis von 700 €. Mit diesem Preis sind wir in die Gespräche mit den Bürgern und auch in die gemeinsamen Gespräche mit Herrn Senator Gedaschko gegangen, der seinerzeit noch Staatsrat war. Jetzt entsteht bei den Bürgern etwas der Eindruck, dass die seinerzeitigen Zusagen aufgrund der immer höheren umstrittenen Geldforderungen der Bundesbahn nicht eingehalten werden können. Gerade im Hinblick auf die bevorstehenden Wahlen muss meiner Ansicht nach vermieden werden, dass der Eindruck entsteht, dass der Hamburger Senat sein ursprüngliches Hilfeversprechen nicht einhält, verkürzt als „Mopo“-Schlagzeile: „Ole lässt seine Bürger im Stich!“ Herr Senator Gedaschko hat in einem Zeitungsinterview zu Recht darauf hingewiesen, dass durch die Güterhauptbahn Nord rund 60.000 Bürger existenziell in ihren Lebensumständen beeinträchtigt sind. Ich glaube, es sollte nicht unterschätzt werden, was für ein emotionales Potential sich hier entwickelt. Deshalb meine ich, dass der Senat und die Hamburger CDU unbedingt vermeiden müssen, dass diese 60.000 Bürger vor der Bürgerschaftswahl von der Haltung des Senates enttäuscht sind und ihre Wahlentscheidung entsprechend treffen.
Ich habe persönlich gerade in der letzten Zeit an einer Reihe von Versammlungen verschiedener Interessentengemeinschaften teilgenommen und habe hier in verstärktem Maße großen, emotionalen Unmut gespürt, der zwar noch durch die „Funktionäre“ der Interessengemeinschaften, also uns, kanalisiert wird, der aber jederzeit ausbrechen kann. Entsprechend eine Aktion in Köln, über die in der Kölnischen Rundschau im August 2006 berichtet wurde, nach der gegen Herrn Mehdorn wegen der Lärmbelästigung in Köln eine Strafanzeige wegen Körperverletzung erstattet wurde, wurde in verschiedenen Versammlungen bereits die Anregung erörtert, dass alle 60.000 betroffenen Hamburger Bürger wegen des in Hamburg zu befürchtenden und teilweise ja auch schon vorhandenen Lärms durch die Veränderung der Verkehre auf der Güterhauptbahn entsprechende Strafanzeigen auch in Hamburg erstattet werden. Ich könnte mir vorstellen, dass schon die Justiz, abgesehen von sonstigen Umständen, das eine oder andere logistische Problem hätte, wenn 60.000 empörte Bürger aufgrund eines aus dem Internet herunterzuladenden Musters, bezogen auf ihre jeweilige Wohnsituation, eine entsprechende Strafanzeige gegen Herrn Mehdorn erstatten würden. Dies alles sollte von politischer Seite bei der Beurteilung des Sachverhalts nicht unterschätzt werden.

Um auf meine oben aufgeführt Frage, die auf Ihre Anregung aus dem letzten Bürgergespräch beruht, zurückzukommen, würde ich mich freuen, wenn Sie versuchen könnten, über Ihnen zugängliche Wege die konkreten Kosten für die Wände Kollaustraße/Bullenredder zu ermitteln, damit wir unseren Mitglieder substantiierte Empfehlungen abgeben können.

Ich danke Ihnen für Ihr Entgegenkommen.

Mit freundlichen Grüßen
Dr. Petersen

